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Die Entwicklung Fürstenfeldbrucks aus wirtschaftspolitischer Sicht 
in den ersten Jahren nach der Stadtwerdung 1935 

Von Pref. Dr. Kl@s Wolfenberg 

In einer Veröffentlichung des bayerischen Statistischen Lan­
desamtes aus dem Jahr 1967 heißt es u. a.: »Die Geschichte 
der Stadt Fürstenfeldbruck , mit rund 21 000 Einwohnern der 
zentrale Mittelpunkt des gleichnamigen Landkreises, reicht 
bis in das 9.Jahrhundert zurück, 828 wird erstmals eine kleine 
Siedlung mit Namen Bruck urkundlich erwähnt. Mitte des 
14. Jahrhunderts wurde Bruck, inzwischen zur Marktge­
meinde erhoben, der Hoheit des benachbarten Klosters Fürs­
tenfeld unterstellt; es blieb so bis zur Säkularisation im Jahre 
1803. Im Jahre 1935 wurden Fürstenfeldbruck die Stadtrechte 
verliehen. Seine eigentliche Blütezeit erlebte es aber erst nach 
dem 2. Weltkrieg, begünstigt durch die Nähe zur bayerischen 
Landesmetropole, an deren wirtschaftlichen Aufschwung es 
als bevorzugte R andsiedlung in besonderem Maße teilhatte. 
Sein offener rechteckiger Marktplatz bewahrt bis heute das 
wohlvertraute Bild eines typischen altbayerischen Marktes 
mit seinen behäbigen und wohlhabenden Bürgerhäusern ... «' 
Dieser Aussage über die •>eigentliche Blütezeit Fi.irstenfeld­
brucks«, die, folgt man den Ausführungen der Mitarbeiter des 
Statistischen Landesamtes, nach dem Zweiten Weltkrieg liegt, 
,verden vermutlich viele zustimmen.Aber für einige kommu­
nalpolitische Felder Fürstenfeldbrucks sind erhebliche Zwei­
fel an der Richtigkeit der Formulierung anzumelden. Besaß 
Fürstenfeldbruck überhaupt schon einmal eine richtige Blü­
tezeit könnte man ebenso fragen, wie den Gedanken zu ver­
folgen, ob die grundlegenden Weichenstellungen, die be-

stimmte Strukturen bis heute prägen, in den Anfangsjahren als 
»Stadt« gelegt wurden, so dass die »planerische Blüte<, vor 
Kriegsende auszumachen ist? Derartige Überlegungen über­
raschen vielleicht. Insbesondere das Schlaglicht, »Wirtschaft« 
in den ersten Jahren nach Stadtwerdung, soll hier näher 
untersucht werden, um eine mögliche Antwort zu finden. 

Quelle11 und Archivsituation 

Amtliche Statistiken mit einschlägigen Kennzahlen zur wirt­
schaftlichen Situation der bayerischen Kommunen wurden 
zwischen dem Ende des Ersten und dem Zweiten Weltkrieg 
lediglich für die Jahre 1925 und 1939 erhoben und veröf­
fentlicht.2 Bereits 1935 hatte Hitler die Bekanntgabe des 
Staatsetats verboten.' Im Stadtarchiv Fürstenfeldbruck sind die 
Beschlussbücher des R ates ebenso einschlägig, wie diverse 
Beiträge in Tageszeitungen.' Die erhaltenen städtischen 
Haushaltsunterlagen einzelner Jahre und diverse Stadt­
chroniken enthalten interessante Hinweise zum Thema. 
Weniger relevant unter wirtschaftshistorischer Betrachtung 
sind die jüngst vom Ordinariatsarchiv in Druckform verleg­
ten Einmarschberichte der katholischen Geistlichen für die 
Jahre 19-lS/ 46. Für die amerikanische Militärregierungszeit 
sind die OMGUS-Akten relevant, die im Original in den 
National Archives in Washington aufbewahrt werden. An­
hand von Mikrofiches wichtiger Zusammenfassungen dieser 
O MGUS-Unterlagen verfügt das Bayerische Hauptstaatsar-



chiv München über einen Teil des Bestandes. Ebenfalls im 
Hauptstaatsarchiv finden sich Unterlagen zur Flüchtlingsthe­
matik, die fi.ir den Landkreis und die Stadt Fürstenfeldbruck 
mit der Studie von Angelika Fox ausgewertet wurden. [111 

Bayerischen Staatsarchiv werden die abgegebenen Akten des 
ehemaligen Bezirks-, später Landratsamtes Fürstenfeldbruck 
verwahrt. Dort sind u. a. sehr informativ die monatlichen 
Lageberichte des Landrates von Fürstenfeldbruck (einschließ:­
lich diverser Anlagen), die wenigen erhaltene Akten der 
NSDAP-Kreisleitung und anderer NS-Organisationen, 
diverse Unterlagen über den Fliegerhorst und die Polizei­
schule, Personalakten sowie die weitgehend erhaltene Auslän­
derkartei des Fremdarbeitereinsatzes während des Zweiten 
Weltkrieges in den Gemeinden und der Stadt Fürstenfeld­
bruck. Hierin finden sich auszugsweise auch Schriftstücke der 
ehemaligen Gendarmerie sowie der Stadtpolizei von Fürsten­
feldbruck. Ebenso können in den Aktenständen drei Fälle von 
Arisierung in Fürstenfeldbruck, Emmering und Esting nach­
vollzogen werden. Die überlieferten Unterlagen der Stadtpo­
lizei Fürstenfeldbruck werden ansonsten im Stadtarchiv auf­
bewahrt. Nicht herangezogen wurden die fi.ir die Errichtung 
der ehemaligen Luftkriegsschule 4 und den Fliegerhorst rele­
vante Aktenbestände im Bundesarchiv Berlin / Potsdam sowie 
im Militärgeschichtlichen Archiv in Freiburg/ Breisgau. 
Im Landkreisbuch von 1992, in der im Jahr 2000 erschiene­
nen Geschichte der Sparkasse Fürstenfeldbruck, der 1996 
vorgelegten Darstellung zur Geschichte der Künstlervereini­
gung sowie verschiedenen weiteren Veröffentlichungen wur­
den vom Autor selbst unterschiedene Aspekte der NS-Jahre 
in Fürstenfeldbruck beleuchtet. 

Die Sit11atio11 Ende der 1920er Jalne 

Die soziale und wirtschaftliche Notlage von Teilen der Bevöl­
kerung infolge der Weltwirtschaftskrise wurde l 929 zum 
bestimmenden Thema des neu gewählten Fürstenfeldbrucker 
Gemeinderates. Arbeitslosigkeit und soziale Not wuchsen im 
Bezirk Fürstenfeldbruck innerhalb weniger Monate zwischen 
März und August 1929 (von rund fünf Prozent auf mehr als 
acht Prozent) an. Die Zahl der Mittel- und Obdachlosen im 
Bezirk hatte sich ausweislich der Polizeistatistik im gleichen 
Zeitraum mehr als verdoppelt und lag im Sommer 1930 bei 
4470 Personen, die auf Kosten der örtlichen Armenpflege 
versorgt werden mussten. Zum Vergleich, im gesamten Bezirk 
lebten 1933 35 883 Menschen. Ebenso können die von der 
Marktgemeinde Fürstenfeldbruck zwischen 1928 und 1935 
geleisteten Fürsorgeaufwendungen als Maßstab für die Kri­
senzeit herangezogen werden. Bewegte sich der Zuschuss der 
Gemeindekasse zur Fürsorgekasse im Jahr 1928 noch bei 
knapp 29 000 RM, schnellte diese Summe in 1932 auf rund 
130 000 RM empor, fiel ein Jahr später auf etwa 85 000 RM 
und belief sich l 934 und 1935 auf etwa 60 000 RM.' Ende 
1933 lagen der gemeindlichen Fürsorge noch rund 500 Per­
sonen anheim, ►)damit gerechnet bei 3 Personen je Partei in 
der Befürsorgung ein Viertel der Einwohnerzahl (6016 Perso­
nen) in Fürsorge«. 
Der Fürstenfeldbrucker Gemeinderat beschloss vor diesem 
Hintergrund 1930 die Einrichtung einer Suppenküche im 
Gasthaus zur Sonne, in der pro Tag durchschnittlich 250 bis 
300 Essen, insgesamt im Jahr 11 780 Portionen, abgegeben 
wurden. In der Gaststube konnte nach Vorlage der Erlaubnis­
karten und 15 Pfennig Entgelt pro Portion die Suppe geges­
sen oder mit nach Hause genommen werden. Bezugsberech­
tigt waren Arbeitslose, Wohlfahrtsunterstützungsempfänger, 
Ausgesteuerte und sonstige unbemittelte oder der Fürsorge 
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zugewiesene Personen. Im Winter 1930/31 richtete Bürger­
meister Uhl an seine Mitbürger die dringende Bitte, »Geld 
und Sachspenden und vor allem Lebensmittel für die Sup­
penküche« bereitzustellen. 
Auch in den Wintermonaten 1931 / 32 und 1932/ 33 wurde 
das »Fürstenfeldbrucker H ilfswerk« mit Suppenküche, Kin­
derspeisung und -betreuung, Lebensmittel- und Brennmate­
rialabgaben, Wärmestube und Altkleiderstelle wiederum 
benötigt. Aufgrund der mit der allgemeinen Notlage einher­
gehenden Bankenkrise hielt die Sparkasse am 13. Juli 1931 
ihre Schalter für 2-l Stunden geschlossen und aus Kosten­
gründen ließ Fürstenfeldbruck 1932 die traditionsreiche 
Leonhardiwallfahrt ausfallen. 
Während 1932 noch über 300, ein Jahr später noch 209 Fürs­
tenfeldbrucker Familien der Fürsorge oblagen, sank diese 
Zahl l 934 auf 100 und 1935 auf 93 Familien. Ebenso wie auf 
Reichsebene lässt sich für die kommunale Ebene in Fürsten­
feldbruck festhalten, dass der Höchstpunkt der wirtschaftli­
chen und sozialen Notlage im Jahr 1932 lag und bei Regie­
rungsübernahme durch die Nationalsozialisten im ersten 
Quartal 1933 die volkswirtschaftlichen Kennziffern sich 
bereits verbessert hatten. 
Auch die Statistik der Tätigkeit im Baugewerbe für den 
gesamten Bezirk Fürstenfeldbruck wies einen deutlichen 
Rückgang der Aufträge seit 1929 aus. Über 100 Häuser und 
Gebäude weniger als 1930 wurden beispielsweise 1931 vor 
Ort errichtet. Erst im Verlaufe des Jahres 1932 veränderte sich 
der Trend, in diesem Jahr wurden 28 Gebäude mehr, davon in 
Fürstenfeldbruck selbst 21, als ein Jahr zuvor errichtet. 
Vor diesem Hintergrund betracht wundert es deshalb nicht, 
dass die Hauptsorge der Gemeinderäte der Beschaffung von 
Arbeitsgelegenheiten für beschäftigungslose Gemeindebürger 
galt - eine Feststellung, die gleichermaßen ft.ir die Zeit 
vor und nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 
von 1933 in Fürstenfeldbruck zutrifft. Die unmittelbar im 
Anschluss an die Machtübernahme in der Brucker Konmrn­
nalpolitik auszumachenden Aktivitäten erinnern mitunter an 
hektischen Aktionismus, wenig Vertrauen in längerfristige 
Entwicklungen oder vor allem an das Fehlen eines stinmti­
gen wirtschaftlichen Gesamtkonzepts - zeigen durchaus aber 
»sozialpolitische<< Ansätze der »neuen Bewegung«. Die 
gemachten Vorschläge und Beschlüsse von Gemeinde- bzw. 
Stadtrat sowie die tatsächlich umgesetzten wirtschaftspoliti­
schen Maßnahmen waren zahlreich, in sich gelegentlich 
widersprüchlich, aber weitgehend konsequent im national­
sozialistischen Verständnis von Staat - Wirtschaft - Gesell­
schaft. 
Einige Beispiele mögen dieses verdeutlichen: In der R atssit­
zung vom 7. Juni 1933 wurde auf Initiative der NSDAP­
Fraktion der Beschluss gefasst, dass »Gewerbetreibende, die 
aus irgend welchem Anlass in ihren Betrieben dauernd oder 
vorübergehend auswärtige Arbeiter oder Arbeiterinnen (aus­
genommen Lehrlinge) beschäftigen, bei Vergabe laufender 
oder einmaliger Gemeindeaufträge 1ucht mehr zum Zuge 
kommen dürfen«. Bereits vier Wochen später, in der Sitzung 
vom l 4. Juli, wurde der »Austritt« der BVP-Gemeinderats­
nutglieder UhJ, Weiß, Wachter, Schwalber, Huber und Soter 
wegen der Auflösung der politischen Parteien bekannt 
gemacht, die beiden SPD-Ratsmitglieder Neumeier und Epp 
wurden wegen des reichsweiten SPD-Verbotes aus dem Rat 
»ausgeschlossen«, neu in den Gemeinderat eintraten die NS­
Parteigenossen Josef Holterhoff, im Hauptberuf Kaufö1ann, 
und der Steuersekretär Josef Unger. 
Auf Antrag der NSDAP wurde in der gleichen Sitzung ein-



stimmig und durchaus öffentlichkcitswirksarn beschlossen, 
»dass in Zukunft die Mitglieder des Gemeinderates nach dem 
Grundsatz: >Gemeinnutz geht vor Eigennutz< sich verpflich­
ten, während ihrer Tätigkeit als Gemeinderatsmitglieder auf 
gemeindliche Aufträge und Lieferungen zu verzichten<•. Gar 
als »oberstes Gesetz des Nationalsozialismus« bezeichnete 
Gottfried Feder,• maßgeblicher Verfasser des frühen NSDAP­
Wirtschaftsprogramms, den Grundsatz »Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz«. 
Fürstenfeldbrucks NS-Ratsherr und Kunstmaler Wilhelm 
Donaubauer sprach in der Augustsitzung 1933 » ... das Zu­
rückgehen und Ausbleiben der Paddler auf der Amper« an, 
und wies neue Wege, wie man die Paddler durch Fremden­
werbung und Verbesserung der Paddelgelegenheit von Stegen 
bis Bruck als Gäste für unseren Markt gewinnen könnte, [um 
damit die örtliche Wirtschaft zu beleben]. Er schlug vor und 
beantragte, den Nasenbach am Sonntag »schiflbar für die 
Paddler zu halten« - wegen der Realisierungschancen sollte 
Rücksprache mit dem Überlandwerk gehalten werden. 
In die ähnliche Richtung, nämlich durch verstärkten privaten 
Konsum die wirtschaftliche Lage vor Ort zu verbessern, zielte 
das zu Beginn des Jahres 1934 bei der Gemeinde einge­
gangene Schreiben des »Bürgervereins zur Bewahrung des 
Berufsinteresses der Schausteller in München«, in welchem 
die Abhaltung eines Volksfestes im Jahr 1934 in Fürstenfeld­
bruck angeregt wurde. Der Verein führte aus, dass das Volks­
fest von ihm organisiert und durchgeführt werde, die 
Gemeinde hätte damit nichts zu tun, würde aber einen Pau­
schalbetrag nach näherer Vereinbarung ausgezahlt bekom­
men. Der Brucker Gemeinderat beschloss deshalb im Februar 
1934 für Anfang Juli »nach längerer Pause« wieder ein Volks­
fest durchzuführen, das schließlich vom 8. bis 15 Juni auch 
stattfand. 
Als •>große Hauptaufgabe«, wie Fi.irstenfeldbrucks NS-Bür­
germeister Schorer immer wieder betonte, galt den National­
sozialisten in den Anfangsjahren, wie erwähnt, die Beseiti­
gung der Arbeitslosigkeit, obwohl deren Zahlen, folgt man 
der Statistik, bereits im Sinken begriffen waren. Dabei setzten 
die eingeleiteten staatlichen Maßnahmen, im R eich ebenso 
wie in der Marktgemeinde Fürstenfeldbruck, im besonderen 
Maße auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, um auf die­
sem Weg die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu steigern. In 
Fürstenfeldbruck können umfangreiche Maßnahmen im 
Straßen- und Flussregulierungsbau, dem Hochbau (zum Bei­
spiel 1934 ein neues Rathausgebäude) sowie Siedlungsbau 
(zwischen 1933 und 1936 Kinderreichensiedlung, Kriegsop­
fer-, Fliegerhorstsiedlungen) festgestell t werden. D er zuvor 
erwähnte Beschluss zur Aufstellung von Vergabekriterien bei 
Gemeindeaufträgen für Unternehmen wurde bei diesen 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen umgesetzt und soweit es 
irgendwie möglich erschien, örtliche Handwerksunterneh­
men in die Abwicklung der Baumaßnahmen einbezogen. 
Technisches Gerät wurde bei Straßen- und Flussbauten eher 
weniger eingesetzt, so dass die menschbche Arbeitskraft ver­
mehrt gefragt war. 
Zur Finanzierung der diversen Maßnahmen griffen die Rat­
hausverantworilichen in erster Linie auf die zahlreich bereit­
gestellten staatlichen Programme zurück, die reichsseitig häu­
fig über eigens für diesen Zweck gegründete Unternehn1en 
weitestgehend wechselfinanziert wurden. So beantragte und 
erhielt Für tenfeldbruck etwa Mittel aus dem »Sofortpro­
gramm für Straßenbauten«, der »Oberbayerischen H eim­
stätte«, dem »neuen Arbeitsbeschaffungsprogranun«, oder dem 
•Sieben-Wohnungsbauprogramm« usw. Mit einem Reichs-

zuschuss in H öhe von 88 000 RM wurden noch 1933 die 
Kanalisierung des westlichen Teiles des Marktplatzes und der 
Ausbau von Aumühle und Stauwehr in Schöngeising begon­
nen. Die Finanzierung des 1934 beschlossenen neuen Rat­
hausbaus erfolgte mit 230 000 RM, die die Gemeinde 1929 
der Deutschen Reichspost für den Neubau des Postgebäudes 
an der Bahnhofsstraße im Erbbauvertrag geliehen hatte. Es 
bedurfte umfangreicher Verhandlungen, um den ursprünglich 
~is zum Jahr 1972 hingegebenen Kreditbetrag frei zu bekom­
men: In den Bezirk Fürstenfeldbruck flossen allein im Jahr 
1933 für die eingeleiteten Baumaßnahmen staatliche Förder­
gelder von mehr als 600000 RM. Auch die zwischenzeitlich 
unter NS-Aufsicht arbeitende Fürstenfeldbrucker Sparkasse 
engagierte sich für Maßnahmen der örtlichen Arbeitsbeschaf­
fung, insbesondere auf dem Weg über den Einfamilienhaus­
bau. Bis zum Jahresende 1933 wurden vom Geldinstitut rund 
1,5 Mio. RM Hypothekendarlehen gewährt. Dadurch konn­
ten 410 Anwesen neu- oder umgebaut werden . Arbeiten an 
der Amper zum Zwecke der Hochwasserfreilegung im Stau­
seebereich ließ man zwischen März und Dezember 1934 
von rund 140 bisher Erwerbslosen vornehmen. Dabei wur­
den Hochwasserdänune und besondere Entwässerungsgräben 
hinter den Dänu11en angelegt. Weitere 160 Personen fan­
den in Olching und Esting bei Amperuferarbeiten Beschäfti­
gung. 
Die NSDAP und ihre Gliederungen nutzten die Erfolge bei 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit propagandistisch ge­
schickt aus. D ie Bayerische Zeitung veröffentlichte zwischen 
Oktober 1933 bis in die erste Jahreshälfte 1934 hinein immer 
wieder Beiträge, in denen ausdrücklich darauf hingewiesen 
wurde, dass diese und jene Gemeinde innerhalb des Bezirks 
Fürstenfeldbruck jetzt »arbeitslosenfrei« sei. In der Gemeinde 
Fürstenfeldbruck hingegen waren Ende November 1933 
noch immer 842 Menschen als •>arbeitslos« gemeldet, bei 
insgesamt 5996 Menschen, die zur gleichen Zeit im Ort 
wohnten. Am 1. Juni 1935 waren beim Fürstenfeldbrucker 
Arbeitsamt nur noch 370 Arbeitslose gemeldet. Den Arbeits­
markt entlastend wirkte zudem 1935 die Beschäftigung von 
350 aus Fürstenfeldbruck stammenden Personen beim 
Reichsautobahnbau. Andererseits meldete das Brucker 
Arbeitsamt gleichzeitig 100 unbesetzte StelJen für landwirt­
schaftliche Arbeitskräfte. 
Die Propaganda verband Erfolge der Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen mit anderen kommunalen Themen. Das für 
Fürstenfeldbruck 1935 und 1936 dominierende Thema 
»Stadterhebung« wurde hierbei mit der weiterhin gültigen 
Zielsetzung »Abbau der Arbeitslosigkeit« in Verbindung ge­
bracht. So las man am 30. August 1935 im Völkischen Beob­
achter einen mehrspaltigen Beitrag unter der Schlagzeile: 
»Die Entwicklung Fürstenfeldbrucks«: In dem Beitrag wurde 
insbesondere auf den innerönlichen Straßenbau, die neu 
errichtete »Schorer-Siedlung« sowie die Einrichtung einer 
städtischen Bildergalerie im Sitzungssaal des alten Rathauses, 
das 1935 gerade einen neuen Außenputz erhielt, eingegangen 
und die Arbeit des NS-Bürgermeisters und der Partei in 
höchsten Tönen gelobt. 
Im Bereich der Landwirtschaft, für Fürstenfeldbruck selbst, 
im Gegensatz zum Bezirk, nicht so bedeutsam, sollte nach 
nationalsozialistischer Vorstellung mit dem Begriff »Blut und 
Boden« die enge Verbundenheit der in einer ,,Blutgemein­
schaft stehenden Geschlechter (gemeinsame R asse, Sippe. 
Familie) mit dem von ihnen bebauten Boden<• zum Ausdruck 
kommen. Auf diesem Weg suchten die Nationalsozialisten 
dem gleichermaßen wirtschafts- und sozialpolitisch brisan-



ten Problem der zunehmenden Überschuldung und Verstei­
gerung von landwirtschaftlich genutzten Bauernhöfen zu 
begegnen. In Hitlers »Mein Kampf•' heißt es u.a., daß »ein 
fester Stock kleiner und mittlerer Bauern noch zu allen Zei­
ten der beste Schutz gegen soziale Erkranken [war]. wie wir 
sie heute besitzen ... viele unserer heutigen Leiden sind nur 
die Folge des ungesunden Verhältnisses zwischen Land- und 
Stadtvolk ... Industrie und Handel treten von ihrer ungesun­
den führenden Stellung zurück und gliedern sich in den all­
gemeinen Rahmen einer nationalen Bedarfs- und Aus­
gleichswirtschaft ein«. Im Wirtschaftsprogramm der NSDAP 
von 192-l, verfasst von Gottfried Feder, wurde festgehalten, 
dass » ... der Nationalsozialismus die Erhaltung eines gesun­
den Bauernstandes als der Grundlage eines kraftvollen Volks­
tums und der Volksernährung mit allen Mitteln unterstützen 
und fördern (wird]«. Zudem wurde der Begriff der »Zins­
knechtschaft in diesem Zusammenhang gebraucht, außerdem 
sah man die »Aufgabe der Volkswirtschaft in der Bedarfs­
deckung und nicht in einer möglichst hohen Rentabilität für 
das Leihkapital<<: Die »gesunde Mischung von Klein-, Mittel­
und Großbetrieben auf allen Gebieten des wirtschaftlichen 
Lebens, also auch in der Landwirtschaft«. bleibt aufrechterhal­
ten« - so lautete die Zielsetzung in den 1920er Jahren, als 
Hitler noch nicht im Dialog mit der Großindustrie stand und 
ihre Unterstützung hatte. 
Die Präambel zum Reichserbhofgesetz vom September 1933 
legte fest: »Die R eichsregierung will unter Sicherung alter 
deutscher Erbsitte das Bauerntum als Blutsquelle des deut­
schen Volkes erhalten . . . die Bauernhöfe sollen vor Über­
schuldung und Zersplitterung im Erbgang geschützt werden, 
damit sie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier 
Bauern verbleiben.•'" Mit dem zum 1. Oktober 1933 in Kraft 
getretenen Reichserbhofgesetz sollte, mit den Worten von 
R eichsminister und R eichsbauernführer Walther Darre for­
muliert, dafür gesorgt werden, >>dass die Scholle dem deut­
schen Volke sowohl Ernährer als auch der gesunde rassisch 
biologische Untergrund verbleibe, auf dem noch nach einem 
Jahrtausend deutsche Geschichte gemache wird«." Ein land­
wirtschaftlicher Erbhof war ohne weiteres, das heißt ohne 
Anmeldung und Eintragung in die Erbhofrolle mit Inkraft­
treten des Gesetzes vorhanden, wenn bestimmte Vorausset­
zungen vorlagen: Land- oder forstwirtschaftliche Nutzung, 
Eigentümer selbst oder dessen Familie nutzen den Hof, 
Alleineigentum einer bauernfuhigen Person, eine gewisse 
Mindestgröße, aber höchstens 125 ha Flächenumfang. Der 
Hof musste so groß sein, dass seine »Ackernahrung«, also die 
aus der Bewirtschaftung resultierenden landwirtschaftlichen 
Erträge, die Familie des Bauern unabhängig vom Markt und 
der allgemeinen Wirtschaftslage ernähren und bekleiden 
sowie den Wirtschaftsablauf des Erbhofs erhalten konnte. Im 
Jahr 1939 bestanden in den Gemeinden des Landkreises 
immerhin 1083 Erbhöfe. Insgesamt wirtschafteten im glei­
chen Jahr in den Kommunen 3267 (1925: 3806 Höfe) land­
und forstwirtschaftliche Betriebe, so dass jede dritte landwirt­
schaftliche Stelle die Kriterien eines Erbhofes erfüllte. In der 
Stadt gab es 139 Höfe, von denen aber lediglich zwei als Erb­
höfe ausgewiesen waren. 
Bereits seit den frühen 1920er Jahren fehlten nach Angaben 
des Fürstenfeldbrucker Bezirksamtes vor Ort zwischen 1600 
und 1800 landwirtschaftliche Arbeiter, Arbeiterinnen und 
Dienstboten. Die Weltwirtschaftskrise von 1929 und den 
Folgejahren verschärfte den Arbeitskräftemangel im primären 
Sektor zusätzlich, andererseits verloren im sekundären und 
tertiären Sektor zahlreiche Menschen ihren Arbeitsplatz. 
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Deshalb veröffentliche das Bezirksamt Fürstenfeldbruck in 
seinem Amtsblatt vom August 1933 einen Aufruf des Baye­
rischen Ministerpräsidenten Ludwig Sieben an alle Ge­
meindebehörden zur »Sicherung der Arbeitskräfte für die 
Landwirtschaft«, in dem es u. a. hieß: » ... jeder einzelne 
Dienstherr und Unternehmer außerhalb der Landwirtschaft 
muß in dieser Zeit von der Einstellung landwirtschaftlicher 
Arbeitskräfte unter allen Umständen absehen. Höher als das 
eigene Interesse steht das Volksinteresse. Ein ganz besonders 
wichtiges Volksinteresse erblickt die Staatsregierung in der 
Beseitigung des Missverhältnisses der Arbeitsmarktlage zwi­
schen Stadt und Land«? Da der Aufruf offenbar nicht fruch­
tete, schob die Staatsregierung im Mai 193-l das »Gesetz zur 
R egelung des Arbeitseinsatzes« sowie im März 1935 die 
Anordnung zum Gesetz zur Befriedigung des Bedarfs der 
Landwircschaft an Arbeitskräften nach, in dessen ersten Para­
graphen festgehalten wurde: »Die Vorsitzenden der Arbeits­
ämter können verlangen, dass Personen, die in der Zeit vom 
1. Januar 1932 bis zum Inkrafttreten dieser Anordnung als 
landwirtschaftliche Arbeiter, ländliches Gesinde, Wanderar­
beiter (Schnitter), Melker oder als Familienangehörige des 
Unternehmers in der Landwirtschaft wenigstens zwei Jahre 
tätig waren, aber in anderen als landwirtschaftlichen Arbeiten 
beschäftigt sind, vom Unternehmer (Arbeitgeber) ihres 
Betriebes entlassen werden ... «'-' 

Unmittelbar nach der Machtübernahme im März 1933 wid­
meten sich die Nationalsozialisten in Bayern mit großem 
Propagandaaufwand der Frage, wie die Sicherung von 
Arbeitskräften in der Landwirtschaft sowie der allgemeine 
Abbau der Massenarbeitslosigkeit in Gewerbe und Industrie 
hergestellt werden könnte. Obwohl sich im Bezirk Fürsten­
feldbruck zwischen 1925 und 1939 die Bedeutung des 
primären Sektors (Land- und Forstwirtschaft), gemessen an 
der Beschäftigtenzahl, von rund 48 % auf 34 % reduzierte, 
der sekundäre Bereich (Handwerk und Gewerbe) von 24 % 
auf 32 % anwuchs, und der Dienstleistungsbereich ein­
schließlich der öffentlichen Dienste von 28 % auf 33 % an 
Bedeutung gewann, klagte die Landwirtschaft weiterhin über 
Arbeitskräftemangel. Für Fürstenfeldbruck selbst sahen die 
Werte für die der Erwerbspersonen sogar noch überraschen­
der aus (Stand Dezember 1937).Von der Gesamtbevölkerung 
mit 7233 Personen waren -l9,3 % erwerbstätig (3566), davon 
68,-l % Männer. Von diesen Erwerbspersonen waren 6,2 % 
in der Landwirtschaft, 27,5 % in Handwerk und Industrie, 
18.3 % im H andel/Verkehr, 39,2 % in öffentlichen und pri­
vaten Dienstleistungen und 8,8 % in häuslichen Diensten be­
schäftigt.1' Mit dem Wert von etwa 40 % Dienstleistungen 
(einschließlich des öffentlichen Dienstes) stach Fürstenfeld­
bruck im Vergleich zum bayerischen Durchschnittswert, der 
bei 7,3 % und des R eichswertes, der bei 8,4 % lag, deutlich 
hervor. In der Wohnstadt Fürstenfeldbruck, die mit den vor 
Ort angesiedelten Ämtern, Behörden, der Polizeischule und 
dem Fliegerhorst, als ad1ninistrativer Mittelpunkt eines noch 
sehr ländlich strukturierten Umlandes, bildeten die Beamten 
und Angestellten mit 38,6 % in der sozialen Gliederung die 
stärkste Gruppe, gefolgt von den Arbeitern mit 35,7 % und 
den Selbständigen mit 1-l,5 %. 
Die von Hitler geführte Reichsregierung legte 193-l einen 
Vierjahresplan vor, mir dem u. a. das Streben nach wirtschaft­
licher Autarkie und Aufrüstungsmaßnahmen vorgegeben 
wurden. Damit einher ging das Bestreben, die deutsche Zah­
lungsbilanz (genauer das Handelsbilanzdefizit) auszugleichen. 
Um diese Vorgabe erreichen zu können, wurde auf vielen 
Felder untersucht, inwieweit die bisher mit dem Export ver-



dienten knappen Devisenbestände anstatt für Importe auszu­
geben, künftig durch die Produktion im eigenen Lande 
geschont und in der Folgezeit für militärisch notwendige 
R ohstoffe und Technik eingesetzt werden konnten. Aus die­
sem Anlass wurde u. a. in Olch.ing eine »Musterrauperei«, das 
heißt eine Seidenraupenzucht, eingerichtet, damit Seide nicht 
mehr devisennotwendig im Ausland beschafft werden musste. 
Auch der Pfefferminzanbau in Eichenau erlebte zwischen 
1933 und 1939 seinen Höhepunkt. 

Antrag und Erheb1111g Ft'irste1ifeldbn1cks z 11r Stadt 

Abgesehen vom Imagegewinn und einer größeren Akzep­
tanz, die sich die NSDAP 1nit der Stadterhebung bei der Fürs­
tenfeldbrucker Bevölkerung versprach, kommt ein zweites 
Motiv der Aktion in einer von Bürgermeister Schorer anläss­
lich der Ratssitzung vom 30. Dezember 1935 vorgetragenen 
Rede zum Ausdruck. Darin führte er aus: ►> . .. neben der 
großen Hauptaufgabe der Arbeitsbeschaffung . . . wird im 
kommenden Jahr eine Werbeaktion für Fürstenfeldbruck 
durchzuführen sein. So soll insbesondere die Stadterhebungs­
feier, die im nächsten Jahr stattfindet, im Zeichen der Frem­
denwerbung, d. h. der Ansiedelungswerbung stehen, wozu 
selbstverständlich die Mitarbeit der gesamten Einwohner­
schaft notwendig ist. ... Notwendig ist zu dieser Werbeaktion, 
dass in unserer jungen Stadt ein städtischer Verkehrsverbund 
gegründet wird, dessen Aufgabe sein wird, in Verbindung mit 
der Stadtverwaltung für Ansiedlung wirtschaftlich Gesicherter 
die Werbetrommel zu rühren ... «" Gleichzeitig appellierte 
der Bürgermeister an die Bewohner des Adolf-Hitler-Platzes 
(Marktplatz), zur Stadterhebungsfeier ihre Häuser einer 
gründlichen Instandsetzung zu unterziehen und die Fassaden 
ihrer Häuser mit einem Neuanstrich zu versehen, »wobei mit 
lebhaften Farben nicht gespart werden soll«. Gemessen am 
Zuwachs der Einwohnerzahl in 1933 (5996 Personen) auf 
1939 (8798), was einer Steigerung von 46,7 % entsprach, 
kann durchaus von einem Erfolg dieser Bestrebungen gespro­
chen werden. 
In der gleichen Sitzung äußerte Schorer einen weiteren 
»Wunsch, den ich heute ganz besonders an unsere Gastwirte 
richten möchte ... dass sie doch bestimmt im kommenden 
Jahr den sanitären und Ausstattungsverhältnissen ihrer Lokale 
ein besonderes Augenmerk zuwenden sollen ... kein Luxus, 
sondern Ausführung in einfacher, gut bürgerlicher Art«. Um 
dieses R athausanliegen zu untermauern beschloss der Fürs­
tenfeldbrucker Stadtrat am 17. 2. 1936, der örtlichen Spar­
kasse 2,5 % Zinsen für Kredite, die in den Jahren 1935, 1936 
und 1937 von Gaststätteninhabern zur besseren Ausstattung 
ihrer Lokale und der sanitären Verhältnisse aufgenommen 
werden konnten, zu vergüten, also nichts anderes als ein kom­
munales Zinsverbilligungsprogramm. Obwohl die ein Jahr 
später von einem »Direktor Lambert angeregte Errichtung 
einer Wasser-Kuranstalt in Fürstenfeldbruck« thematisch in 
die von Schorer ve1folgte Politik der Attrakrivmachung Fürs­
tenfeldbrucks gepasst hätte, lehnte der Stadtrat im Septem­
ber 1936 »aus grundsätzlichen Envägungen« das Ansuchen 
jedoch ab."' 
Bevor am 12. 11. 1935 die Stadterhebungsurkunde von dem 
im Anzug gekleideten Bezirksamtmann Dr. Sepp an Bürger­
meister Schorer ausgehändigt wurde, der in NS-Parteiuni­
form und Hakenkreuzbinde am linken Arm auftrat, nutzte 
der Bezirksamtsleiter die Gelegenheit zu einer Ansprache, in 
deren Verlauf er auf einige wichtige wirtschaftliche Struktu­
ren der Stadt aufmerksam machte.' Er verwies auf das »Über­
landwerk, das auch zur finanziellen Kraftquelle der Gemeinde 

geworden ist . .. und die beiden nie versiegenden und versa­
genden Finanztrabanten, der Leiter des Überlandwerkes und 
der Sparkasse«. Ganz besonders interessant sind die beiden 
folgenden Hinweise des Amtsleiters, dass » .. . nicht Industrie, 
sondern das Siedlungshaus in allen seinen Formen vom 
Kleinsiedlungshaus bis zum Landhaus die Zukunft unserer 
Stadt [bedeuten) ... «, » .. . mit voller Absicht will und soll 
Fürstenfeldbruck eine Land- und Gartenstadt bleiben .. . « 
Tatsächlich bestanden in Fürstenfeldbruck 1938 417 Gewer­
bebetriebe (unter sechs Beschäftigte), die durchschnittlich 
4,76 Mitarbeiter beschäftigten (entspricht 1985 Beschäftig­
ten), 182 Handwerksbetriebe mit durchschnittlich 4,12 Mit­
arbeitern (entspricht 750 Beschäftigten), 62 Einzelhandelsbe­
triebe mit durchschnittlich 2,6 Mitarbeitern (entspricht 161 
Beschäftigten) sowie 84 Gewerbebetriebe mit mehr als sechs 
Beschäftigten, die durchschnittlich 14,92 Mitarbeiter ange­
stellt hatten (entspricht 1253 Beschäftigte) sowie 139 land­
wirtschaftliche H öfe mit 192 Beschäftigten.'" 
Es ist müßig, da1iiber zu spekulieren, ob das gleichermaßen 
von Bürgermeister und Bezirksamtsleiter beschworene Z iel 
der idyllischen »Land- und Gartenstadt Fürstenfeldbruck«, das 
nahe gelegene Eichenau warb gleichfalls um Neusiedler als 
»Gartenstadt«, dem ursprünglichen nationalsozialistischen 
Ideal der »Bedarfs- und Ausgleichwirtschafö< entsprach und 
deshalb eine Veränderung der örtlichen Wirtschaftsstruktur 
h.in zu gewerblicher und industrieller Fertigung aus ideologi­
schen Gründen abgelehnt wurde. Bei Bezirksamtsleiter Dr. 
Sepp muss man aufgrund verschiedener anderer Äußerungen 
und Veröffentlichungen davon ausgehen, dass er als Wertkon­
servativer und in der Tradition der Bayerischen Volkspartei 
(BVP) stehender Beamter sehr naturverbunden war und der 
industriellen Wirtschaftsweise kritisch gegenüberstand. 
Die Feierlichkeiten zur Stadterhebung begannen in Fürsten­
feldbruck am 4. Juli 1936 (einem Samstag) mit einer Toten­
ehrung vor dem R athaus und einem großen Lichtetfest, bei 
dem der Marktplatz von der Leonhardikirche bis zum Rat­
haus mit Tausenden von Glühbirnen und Girlanden sowie 
Lichterketten und Pylonen erleuchtet wurde. Quer zur 
Amperbrücke waren ein Reichsadler und das Hakenkreuz 
angebracht. Am Sonntagnachmittag, bei strahlend blauem 
Himmel und Sonnenschein mit heißen Temperaturen, wurde 
ein historischer Festumzug durch Fürstenfeldbrucks Innen­
stadt mit der Darbietung von 25 Themen, die in aufwändigen 
Inszenierungen auf Wagen und von Fußgruppen dargestellt 
wurden, geboten. Am Abend wurde auf dem Volksfestplatz 
ein großes Feuerwerk mit der Darstellung der Jahreszahlen 
und des neuen Stadtwappens, das Fürstenfeldbruck seit 4. Juli 
1936 verwendete, abgebrannt. Mit der Stadterhebungsfeier 
verbunden war das traditionelle Volksfest, in dessen Rahmen 
an den folgenden Tagen im Festzelt weitere Veranstaltungen 
abgehalten wurden, etwa ein »fröhlicher Festabend der Stadt<<, 
ein »Kindertag«, der »Große Bauerntag«, und schließlich der 
»Brucker KdF-Abend« usw. 
Wie bereits 1933 das Medium •>Rundfunk und Radio<< von 
den Nationalsozialisten in Fürstenfeldbruck öffentlichkeits­
wirksam genutzt wurde, kam die »Elektrizität« bei den Pro­
pagandamaßnahmen und Feiern zur Stadterhebung zum Ein­
satz. Als gelte es den Modernisierungsanspruch der NSDAP 
unter Beweis stellen zu müssen, liest sich ein Eintrag vom 
Dezember 1935 im Beschlussbuch des Stadtrates, wonach 
Bürgermeister Schorer bei der R eichspostdirektion Augsburg 
die »Automotierung des Fernsprechbetriebes« (gemeint war 
die U mstellung auf den modernen Selbstwählverkehr) bean­
tragt hatte.19 Sechs Wochen zuvor, am 14. Mai 1936, war in 
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Fürstenfeldbruck und dem gesamten Bezirk zwischen 20 und 
23.30 Uhr eine erste Verdunkelungsübung angeordnet wor­
den, bei der die Straßenbeleuchtung und jede weitere Außen­
beleuchtung abgeschaltet wurde. Fenster, Türen und sonstige 
Öffoungen mussten zu diesem Zwecke abgeblendet ,verden. 

Die Zeit z 111ische11 1935 1111d 1939 

Da die nationalsozialistische Winschafts- und Finanzpolitik 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit und den Aufbau der 
Wehrmacht fast ausschließlich über Kreditfinanzierungen 
und die Notenpresse finanzierte, stieg das Geldvolumen stär­
ker an als das Sozialprodukt, das real zwischen 1933 und 1938 
um über 50 % wuchs. Um das Ausbrechen der dadurch un­
vermeidlichen offenen Inflation zu verhindern. ordnete 1936 
die Reichsregierung einen allgemeinen Preisstopp an, 1938 
folgte ein Lohnstopp. Wenig Auswirkungen in Fürstenfeld­
bruck hatte die bereits 1931 eingeführte Devisenbewirtschaf­
tung, die seit 1934 mehrfach verschärft wurde. Bereits im Jahr 
1933 war die Gewerbefreiheit durch das •>Gesetz zum Schutz 
des Einzelhandels<< beseitigt worden. Einige Tage vor Kriegs­
beginn, am 27. August 1939, wurden genaue Bewirtschaf­
tungsanweisungen für den Warenverkehr zwischen Einzel­
händler und Verbraucher durch die Regierung mitgeteilt. 
Die infolge der Verordnung eingeführte Bezugsscheinpflicht 
für die meisten Waren des täglichen Bedarfs bedingte eine 
umfangreiche Verteilungsorganisation, die tatsächlich bis 
Kriegsende gut funktionierte. Beim Landratsamt Fürstenfeld­
bruck wurde deshalb das »Wirtschaftsamt« eingerichtet, bei 
der Kreisbauernschaft das »Ernährungsamt«. Lenkung und 
Erfassung der landwirtschaftlichen Produktion übernahm die 
Abteilung Ades Ernährungsamtes, die Verteilung der Lebens­
mittel über den Einzelhandel an die Verbraucher lenkte die 
Abteilung B. 
Mehr schlecht als recht versuchten die staatlichen und partei­
amtlichen Stellen Fürstenfeldbrucks im weiteren Verlauf der 
1930er Jahre dem Arbeitskräfteproblem in der Landwirtschaft 
Herr zu werden. Erntehilfseinsätze von freiwilligen NS-Mit­
gliedern, Schulkindern, Hitlerjugend, BDM, weiblichem 
Arbeitsdienst, Soldaten des Fliegerhorstes usw. wurden wie­
derholt organisiert - konnten das Problem jedoch nur unwe­
sentlich lösen. !111.ll1er wieder klagte Landrat Dr. Sepp, dass 
» . . . die größte Schwierigkeit in der Landwirtschaft nach wie 
vor in dem Mangel an Arbeitskräften liegt . .. « Im Geschäfts­
bericht von 1937 der örtlichen Sparkasse wurde darauf hin­
gewiesen, »dass Fürstenfeldbruck nunmehr Garnisonsstadt der 
Wehrmacht geworden war, was sich in der Steigerung des 
Geschäftslebens stark bemerkbar macht«. Das Bauhandwerk 
und die damit verbundenen Berufe waren hauptsächlich 
durch die Wehrmachtsbauten das ganze Jahr über voll 
beschäftigt, so dass mitunter Arbeitskräftemangel herrschte. 
Die Bauarbeiten des neuen Fliegerhorstes wurden in den 
Jahren 1936 und 1937 ebenso finanziell weitgehend über die 
Fürstenfeldbrucker Sparkasse abgewickelt wie der weitere 
Betrieb bis 1945."'' 
Die Einrichtung eines Flugplatzes für die neu geschaffene 
Deutsche Luftwaffe auf dem Gelände zwischen Fürstenfeld­
bruck und Maisach spiegelt sich in den Beschlussbüchern des 
Stadtrates nicht wider. Seit Jahresbeginn 1934 versuchte, 
anfangs nur mit mäßigem Erfolg, eine Berliner Aktiengesell­
schaft südlich der Bahnlinie München-Augsburg bei Maisach 
und Gernlinden Grundstücke zum Zwecke der Einrichtung 
eines Segelflugplatzes anzupachten oder zu erwerben. Am 
21 . März 1934 kamen im Maisacl1er Bräuhaus Vertreter der 
Deutschen Luftverkehrs- und Handels-AG (Delhag) und 
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Maisacher Grundeigentümer zusammen, um über die Vorstel­
lungen der Delhag zur Errichtung eines »Notlandeplatzes« zu 
sprechen. Anfang November wurden Mietverträge auf die 
Dauer von zehn Jahren für die Grundstücke geschlossen. Im 
März 1935 gaben Hitler und Göring ihr Versteckspiel auf und 
stellten die Pläne zum Aufbau der Luftwaffe als Truppenteil 
der Wehrmacht und die Gründung von Luftkriegsschulen 
vor. Am 23. und 24. Juni 1936 und nochmals im Juni 1941 
wurden die Grundstücksübereignungen notariell verbrieft, 
bereits im Januar war das Gelände eingezäunt worden, der 
Spatenstich für die Hochbauten erfolgte im März 1936. 
Bereits im Oktober konnte das Richtfest gefeiert werden, im 
April 1937 zogen die ersten Soldaten in die Garnison ein. 

Die Kriegsjahre 1939 bis 1945 

Der im September 1939 beginnende Zweite Weltkrieg mit 
Einberufungen und Mobilmachung verschärfte das Problem 
der fehlenden landwirtschaftlichen Arbeitskräfte erneut, bis 
im Mai 19-+0 Landrat Dr. Sepp feststellen konnte: »Der Land­
kreis hat die Zuteilung von 2000 polnischen Arbeitern bean­
tragt, aber bisher wurden nur 26-+ zugeteilt.« Und im Juni des 
gleichen Jahres wusste er zu berichten, dass er »als eine große 
Erleichterung zur Behebung des Mangels an landwirtschaftli­
chen Arbeitskräften die Möglichkeit empfunden wird, jetzt 
Kriegsgefangene in großer Zahl zu erhalten. Bereits über die 
Hälfte der Gemeinden hat davon Gebrauch gemacht. Das 
Eintreffen der Gefangenen wird täglich erwartet«. 
Am 4. September 1939 wurde die Kriegswirtschaftsverord­
nung (KWVO) im R eichsgesetzblatt verkündet. Präambel 
und Paragraph 1 erklärten das Horten von Bargeld zur volks­
schädlichen Straftat.21 In Paragraph 22 wurde eine nicht näher 
bestimmte Abführung der Unternehmensgewinne genannt 
und ein Kriegszuschlag von 50 Prozent auf die Lohn- und 
Einkommensteuer über einem Jahreseinkommen von 2400 
RM, den 1943 70 Prozent der deutschen Einkommensbezie­
her nicht erreichten, eingeführt. Lediglich vier Prozent aller 
Einkommensteuerpflichtigen mussten den Kriegszuschlag 
von 50 Prozent entrichten. Durch die in vier Schritten zwi­
schen August 1936 und Juli 1939 von 20 auf 40 % verdop­
pelte Körperschaftssteuer, die 1920 eingeführt worden war, 
sollten diejenigen Kapitalgesellschaften finanziell belastet 
werden, die am Rüstungsboom verdienten. Mit der KWVO 
sollte die Last des Krieges möglichst gerecht verteilt und die 
Kaufkraft beschränkt werden - auf diese Art und Weise des 
Kriegssozialismus zielten die Nationalsozialisten auf die Loya­
lität der kleinen Leute?' Kurzfristig wurden die Zuschläge für 
Überstunden, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit gestri­
chen, am 15. November wurden Zuschläge für die über zehn 
Stunden hinaus geleistete Tagesarbeit sowie Sonntags- , Feier­
tags- und Nachtarbeit j edoch wieder eingeführt. Auf Vor­
schlag von Rüstungsminister Fritz Todt wurde vom Dezem­
ber 1940, nach dem militärischen Sieg über Frankreich, an 
jegliches Einkommen, das aus den Zuschlägen für Überstun­
den-, Sonntags-, Feiertags- und Nacharbeit herrührte, von 
Steuern und Sozialabgaben befreie?·' Die Erhöhung der 
Tabaksteuer um 20 % sowie der Bier-, Branntwein- und 
Schaumweinsteuer erfolgte gleichfalls Anfang September 
1939. Mit der Rentenreform von 19-+ 1 wu rden die Renten, 
insbesondere der Kleinrentner spürbar erhöht und die Kran­
kenversicherungspflicht eingeführt. 
Mit Kriegsbeginn 1939 traten Beschränkungen am öffentli­
chen und privaten Baumarkt in Kraft, Kreditinstituten wurde 
die Gewährung von Hypothekenkrediten weitgehend unter­
sagt. Da aufgrund von Beschränkungen und Kriegswirtschaft 



den Banken, so auch der Brucker Sparkasse oder der Volks­
bank/ Raiffeisenbank, die Möglichkeit fehlte, den Geldzufluss 
in der bisherigen Weise zur Kreditvergabe und Förderung 
von örtlichen Bau- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ein­
zusetzen, floss die überschüssige Liquidität in der Hauptsache 
in R eichsanleihen und Reichsschatzwechsel sowie in »Fest­
geld- und Darlehensanlagen bei der Bayerischen Gemeinde­
bank in München, um für die Nachkriegsaufgaben gerüstet 
zu sein«.2' Während die Brucker Sparkasse in 1933 61 ➔ 7 Kon­
ten führte, sprang diese Zahl bis 1945 auf 21328 empor. Die 
Gesamteinlagen stiegen von 1933 mit rund 2,9 Mio. RM auf 
40,S Mio. RM in 194S an. Rund 75 % dieses Kundeneinla­
genbestandes waren in staatlichen Anleihen und Festgeldern 
festgelegt worden. Die Bilanzsumme verdreizehnfachte sich 
von 3,3 Mio. in 1933 auf rund 41 Mio. in 19➔5. Wie Götz Aly 
in seiner Studie herausstellte, war es aus Sicht des Reichs­
finanzministers Schwerin von Krosigk das Beste, wenn die 
deutschen Soldaten im Ausland einen Teil des Kaufkraftüber­
hangs aus dem Inland in fremde Währung umtauschten, um 
dort für sich und die Angehörigen in der Heimat Waren zu 
kaufen - »daraus zog die NS-Regierung einen Gewinn an 
durchschnittlicher Zufriedenheit der R eichsbürger«.25 

Im Verlaufe des Krieges lassen sich allein für die Stadt Fürs­
tenfeldbruck rund 425 Fremd- und Zwangsarbeiter sowie 
etwa 240 Kriegsgefangene mit deren Arbeitgebern nachwei­
sen. Im gesamten Landkreisgebiet wurden zwischen 1939 
und 194S rund 6000 ausländische Arbeitskräfte und 2300 
Kriegsgefangene zum Arbeitseinsatz herangezogen, die sich 
nur in kleinerer Zahl in ihren Heimatländern oder Gefange­
nenlagern freiwillig zum Arbeitseinsatz im Deutschen R eich 
hatten anwerben lassen. Überwiegend wurden sie zur Arbeit 
gezwungen und verließen deshalb ihre Heimatländer unter 
Zwang und nicht freiwillig.Auch Fürstenfeldbruck profitierte 
in erheblichem Umfang vom Einsatz solcher Arbeitskräfte. In 
den städtischen •>Kriegshaushalten« 1940-194S finden sich 
Ansätze im Umfang von 12 000 bis 60 000 RM für die an das 
Kriegsgefangenen-Stalag Moosburg zu entrichtenden Löhne 
für den Arbeitseinsatz der bei der Stadt eingesetzten Gefange­
nen. Als im Juni 1940 die Hochwasserkatastrophe im Stadtge­
biet und entlang der Amper erhebliche Schäden verursacht 
hatte und städtische Arbeiter, u. a. aufgrund von Einberufun­
gen, die Ausbesserungsarbeiten nicht übernehmen konnten, 
forderte der Bürgermeister im Stalag M oosburg 20 Kriegsge­
fangene an, die im September in Fürstenfeldbruck eintrafen 
und für Uferschutz-, Asphalt-, Straßenbauarbeiten, Kanalrei­
nigung, Anlageninstandsetzung und die l{jesgewinnung ein­
gesetzt w urden.2• Untergebracht und als »Lager« für die Ge­
fangenen genutzt wurde das ehemalige >> Fischer Haus«. 
Das H erausscelJen der Gemeinsamkeit von Bürgermeister, 
Stadtrat und Bezirksamtsleiter in der Frage, welcher wirt­
schaftliche Stellenwert Fürstenfeldbruck zugewiesen wurde, 
»Garten- und Landstadt, nicht Industriestadt«, sollte mitten im 
Krieg Relevanz bekommen. Am 2l. Februar 19➔ 1 erreichte 
das Brucker Rathaus ein Schreiben der Landesdienststelle 
Bayern des Deutschen Gemeindetages, in welchem mitgeteilt 
wurde, dass die Bezirksplanungsbehörde beim R egierungs­
präsidenten in München sich an den Gemeindetag mit fol­
gendem Anliegen gewandt hatte: »Nach Abschluß des Krieges 
ist zu erwarten, dass in Oberbayern eine verstärkte Ansiedlung 
und teilweise auch Neuansiedlung von Industriebetrieben 
erfolgen wird. Vor allem sind es Betriebe, die im Zuge der 
Umbaumaßnahmen der Hauptstadt der Bewegung ihr Werk 
verlegen müssen und einen neuen Standort in der näheren 
oder weiteren Umgebung von München suchen. Andere 

Unternehmen wollen ihre Betriebe aus Gründen des Arbeits­
einsatzes ganz oder teilweise in kleinere Stadt- oder Landge­
meinden verlegen. Diese Tendenz zeigt sich insbesondere bei 
der Textilindustrie, die außerhalb Münchens günstigere Ver­
hältnisse für die Deckung ihres Bedarfs an weiblichen Arbeits­
kräften anzutreffen glaubt. ferner wird der Ausbau der ober­
bayerischen Wasserkräfte günstige Standortbedingungen für 
eine Reihe von Betrieben schaffen, die bisher auf Braunkoh­
lenbasis in Mitteldeutschland ansässig ist. Es wird sich hierbei 
vor allem um Betriebe der chemischen Großindustrie han­
deln.« Die Stadt Fürstenfeldbruck wurde gebeten, zu dem 
Thema Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob für die 
Ansiedlung eines solchen Betriebes Interesse bestünde. Am 
4. März 19➔ 1 kam es im Stadtrat zu einer langen Diskussion 
und Abwägung über das Für und W ider des Anliegens, das, 
obwohl im Anschreiben nicht formuliert, in erster Linie wohl 
militärtaktisch motiviert war, um rüstungsrelevante Betriebe 
durch Verlagerung in die ländliche Idylle besser vor Luftan­
griffen zu schützen. Bürgermeister und Rat erkannten, dass 
»der Angelegenheit grundsätzliche Bedeutung zukommt, da 
die Stellungnahme zu diesen Fragen auf die zukünftige Ent­
wicklung der Stadt Fürstenfeldbruck entscheidenden Einfluß 
gewinnen kann«. Die Diskussion wurde im Beschlussbuch 
folgendermaßen zusammengefasst: »Fürstenfeldbruck trägt 
eindeutig den Charakter einer reinen Wohnstadt. Sie hat bis 
heute so gut wie keinerlei Industrie. Nicht zuletzt war dies 
der Grund für ihre steigende Beliebtheit als solche. Diese 
Linie als die für Fürstenfeldbruck naturgegebene soll auch für 
die Zukunft beibehalten werden, da jede andere, den Charak­
ter der Stadt zuwider läuft und ihre fernere Entwicklung 
ungünstig beeinflussen kann. Grundsätzlich wird daher die 
Ansiedlung jeder chemischen Industrie abgelehnt. Dagegen 
wird für die Ansiedlung von Klein-Industrien kein grund­
sätzlich ablehnender Standpunkt eingenommen. Diese Frage 
wäre von Fall zu Fall einer eingehenden Prüfung zu unter­
ziehen. Als Gelände könnte nur das östlich von Fürstenfeld­
bruck gelegene Gebiet zwischen Bahnlinie und Amper, das 
an den Gemeindebezirk Emmering angrenzt, in Betracht 
kommen. Da die Eingemeindung von Emmering in die Stadt 
Fürstenfeldbruck in absehbarer Zeit erfolgen wird, ist es not­
wendig, in dieser Frage die Verbindung mit der Gemeinde 
Emmering aufzunehmen.«2

' 

Tatsächlich wurden im Verlaufe des Krieges diverse Unter­
nehmen in den Landkreis und die Stadt Fürstenfeldbruck 
verlagert, wie aus den überlieferten Akten zum Fremdarbei­
tereinsatz sowie den amerikanischen Militärregierungsunter­
lagen Schlussgefolgen werden kann. Das städtische Beschluss­
buch hilft nur bis zum 7. Mai 1943 weiter, danach fehlen 
weitere Aufzeichnungen. Mi t großer Wahrscheinlichkeit 
fanden in den folgenden Monaten überhaupt keine Ratssit­
zungen mehr statt, stattdessen entschieden Bürgermeister, 
NSDAP-Kreisleiter Emmer und Ortsgruppenleiter Böck 
allein. 
Als im März 1941 die Wirtschaftskammer Bayern, Abteilung 
Ambulantes Gewerbe, bei der Stadt den Antrag stellte, wieder 
ein Volksfest durchzuführen, beschloss der Stadtrat wegen des 
nicht zu lösenden Verdunkelungsproblems und der mangel­
haften Lebensmittelversorgung in diesem, ebenso wie schon 
im Jahr 19➔0, auch in den Folgejahren, kein Volksfest abzu­
halten. Stattdessen standen, wie Stadtoberhaupt Schorer be­
tonte, in 1940 und 1941 Luftschutzmaßnahmen im Mittel­
punkt des städtischen Handelns. Die Erstellung von sieben 
öffentlichen Sammelschutzräumen für 2000 Personen, die 
Errichtung einer Befehlsstelle für die örtliche Lufrschutzlei-
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tung sowie Schutzräume im Krankenhaus und in den Schu­
len mussten finanziert und organisiert werden." Als nach dem 
Krieg Bürgermeister Wachter verspätet den städtischen Haus­
halt für das Jahr 1945 vorlegte, errechnete er die städtischen 
kriegsbedingten Aufwendungen der späten Kriegsjahre für 
Lufcschutzmaßnahmen, Kriegsgefangenenentlohnung und 
dergleichen auf 10 bis 20 % der jährlichen Ausgaben. 

Die amerika11isc/1e Besatzu11gszeit 

Die Militärregierung, Abteilung Fürstenfeldbruck, wurde be­
reits am 30. April 1945, dem Tag des Einmarsches der ame­
rikanischen Truppen im Landkreis Fürstenfeldbruck und 
dessen Gemeinden eingerichtet. Die bis August 1949 vor­
liegenden Berichte zeigen, dass die Aktivitäten der im Fürs­
tenfeldbrucker Rathaus untergebrachten Militärregierung 
sich in drei Phasen einteilen lassen. 
In den ersten Monaten kümmerte man sich insbesondere um 
die Versorgung, Unterbringung und, soweit möglich, die Inte­
gration der in Landkreis und Stadt befindlichen DPs (dis­
placed persons). Erst mit zweiter Priorität wurden in diesen 
Monaten die Lebensmittelversorgung der einheimischen 
Bevölkerung und die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, erste 
Neuansätze zur Bildung demokratisch organisierter politi­
scher Parteien sowie Umerziehungsmaßnahmen insbeson­
dere für die Jugend organjsiert. Das von der Militärver­
waltung übernommene und aufrechterhaltene Zwangsbe­
wirtschaftssystem trug dazu bei, dass es nicht zur Hunger­
katastrophe kam. Der Werteverlust der weiterhin gültigen 
Reichsmarkwährung und die Ausbildung von Schwarzmärk­
ten waren äußere Kennzeichen der zerrütteten wirtschaftli­
chen Verhältnisse. 
Die eingeleiteten Beschäftigungsmaßnahmen waren auch 
deshalb wichtig, weil immerhin 29 % der männlichen und 
57% der weiblichen Bevölkerung des Landkreises im Alter 
zwischen 18 und 25 Jahren im Jahr 1946 als arbeitslos gemel­
det waren. Die aufgrund einer Anweisung der Militärregie­
rung im ersten Halbjahr 1946 vorgenommene Registrierung 
aller Arbeitsfahigen im Landkreis erbrachte zum Juru 1946 
rund 25 000 Personen, wovon aber nur gut ein Drittel in 
einem festen Arbeitsverhältnis stand. Von den Beschäftigten 
waren immerhin 44 % bei den Besatzungstruppen und im 
Fliegerhorst tätig, 35 % in Handel und Industrie sowie rund 
21 % in der Landwirtschaft. Aufgrund Energiemangel wurde 
seit November 1945 sowie im ersten Quartal 1946 täglich der 
Strom vier Stunden abgeschaltet. Zu Beginn des vierten 
Quartals 1948 waren im Kreis nur noch 1200 Personen als 
arbeitslos und 4700 als unterstützungsberechtigt gemeldet. 
Mit dem Eintreffen der Heimatvertriebenen und Flüchtlin­
ge lag das Hauptaugenmerk der Militärbehörde in der Ver­
sorgung der Zivilbevölkerung mit Lebensmitteln und der 
Gesundheitsfürsorge. Auch deshalb wurde der katholische 
Stadtpfarrer von Fürstenfeldbruck, Dr. Martin Mayr, mit der 
Leitung der Kreisausgabestelle für Carepakete beauftragt, die 
Mitte November 1948 bereits mehr als 2500 dieser aus Ame­
rika geschickten und finanzierten Lebensmittelhilfspakete an 
die deutsche Bevölkerung verteilt hatte. Die sich bessernde 
Versorgungslage zeigte sich nicht zuletzt in der Tatsache, dass 
am 8. September 1949 erstmalig wieder der früher allmonat­
lich durchgeführte Großviehmarkt in Fürstenfeldbruck abge­
halten werden konnte. In der Schlussphase amerikanischer 
Administration in Fürstenfeldbruck schließlich sind zahlrei­
che gemeinsame kulturelle und sportliche Aktivitäten für 
jugendliche und Erwachsene auszumachen. 
Zur Aufarbeitung der im R ahmen nationalsozialistischer 
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Wirtschaftspolitik entstandenen Unrechtshandlungen wurde 
von der US-Verwaltung im Juni 1946 angeordnet, beim 
Landratsamt ein »Amt für Vermögensverwaltung und Wieder­
gutmachung« einzurichten, das 68 Landkreisunternehmen 
unter Kontrolle nahm und die Weiterführung von 15 Unter­
nehmen aufgrund von Spruchkammerurceilen verbot."' Bei 
der Sparkasse wurden im Zusammenhang mit NS-Untaten 
2342 Konten mit rund 22 % der Gesamteinlagen gesperrt. 
Das gleichfalls im Landratsamt weiter bestehende »Food and 
Agriculture Office« (Wirtschaftsamt) war neben den Ge­
meinden und dem Landkreis Fürstenfeldbruck auch für die 
Lebensmittelversorgung und die Landwirtschaft in den Krei­
sen Dachau und Starnberg zuständig. Neu geschaffen wurde 
im Herbst 1945 das Amt eines Kreisbeauftragten für das Woh­
nungs- und Flüchtlingswesen 
Die in den Landkreis und die Stadt Fürstenfeldbruck verteil­
ten Vertriebenen und Flüchtlinge stammten wm größten Teil 
aus Schlesien und dem Sudetenland, es kamen aber auch 
Menschen aus dem Baltikum, Ost- und Westpreußen, Danzig, 
Pommern, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und Jugoslawien. 
Als von der bayerischen Staatsregierung 1970 Bilanz gezogen 
wurde, stellte man im Landkreis 116 750 Bewohner fest, von 
denen 27,45 % (32 040) Vertriebene und Flüchilinge waren. 
Die Bevölkerungszahl des im Krieg weitgehend unzerstörten 
Landkreises betrug Ende 1946 rund 64 500 Personen, 1950 
68 336 Bewohner, 16 699 davon (24,4 %) Vertriebene. Die 
Wohnbevölkerung der Stadt Fürstenfeldbruck lag im Sep­
tember 1950 bei 11 620 Personen, davon waren 2035 Hei­
matvertriebene, für diese Bevölkerung gab es in Bruck 1510 
Wohngebäude und 2400 Wohnungen. Die Schwerpunkte der 
beruflichen Qualifikation lagen bei Bauern und Gärtnern 
und Bauberufen - eher gering war der Anteil im Bereich von 
Textilherstellung, Nahrungsmittel und holzverarbeitenden 
Berufen. Erwerbslos waren insbesondere Menschen mit kauf­
männischer Qualifikation, sowie aus dem Erziehungsbereich. 

Die Nachkriegssit11ario11 rnit Beginn der B1111desrepublik 

Mit Wirkung vom 21. Juni 1948 löste die Deutsche Mark 
(DM) die Reichsmark ab. Für Privatpersonen wurden »Kopf­
gelder« in Höhe von 40 DM als Startkapital ausgegeben, der 
R est von 20 DM folgte zwei Monate später. Die Altgeldgut­
haben in RM wurden im Verhältnis von 10:1 bzw. 0,65 auf 
die neue DM umgetauscht, Sachwerte und Aktien im Verhält­
nis 1:1. Die Reichsmarkverbindlichkeiten des Deutschen 
R eiches und der NSDAP und deren Organisationen wurden 
ersatzlos gestrichen - wer sein Geld also in R eichsanleihen 
angelegt hatte, sah davon keinen Pfennig mehr. Für die Fürs­
tenfeldbrucker Sparkasse und deren Kunden bedeutete die 
Währungsreform, dass die ursprünglichen Einlagen in Höhe 
von knapp 52 Mio. R.M in 1948 schließlich nur noch 2,3 
Mio. DM, das heißt 4,5 % des früheren Bestandes, betrugen. 
Im Geschäftsbericht von 1948 wurde deshalb mit Bitterkeit 
vermerkt: »Gerade unsere Einleger wurden von dieser Maß­
nahme am härtesten betroffen, da sich unser Kundenstamm 
durchweg aus Kleinsparern zusammensetzt.«-~' 
Das Soforthilfegesetz vom 8. 8. 1949 brachte für die Heimat­
vertriebenen und Kriegssachgeschärugten Hilfe durch die 
Gewährung von Unterhaltshilfen und Hausratanschaffungen. 
Durch das Lastenausgleichgesetz vom 14.8.1953 setzte eine 
weitere Phase der Unterstützung ein, wozu im Landratsamt 
das bis zum Ende der 1980er Jahre bestehende »Staatliche 
Ausgleichsamt Fürstenfeldbruck« eingerichtet werden musste. 
Aufgabe dieser Institution war es, die Schäden der rund 
21 000 in Fürstenfeldbruck ansässigen Vertriebenen zu ermit-



teln und Wohnungsbaukredite sowie Darlehen an gewerbli­
che Betriebe zu gewähren. Aufgrund solcher Kreditvergabe 
konnten in der Stadt Fürstenfeldbruck eine Gardinenweberei 
und ein Vulkanisierbetrieb angesiedelt werden. Rund 900 
Mietwohnungen wurden in der Kreisstadt und anderswo bis 
1962 für Heimatvertriebene errichtet. Die Wirtschaftsstruk­
tur der Stadt veränderte sich durch den Flüchtlingszustrom 
nicht wesentlich, nicht zuletzt, da die Flüchtlingstransporte 
nach Fürstenfeldbruck regelmäßig aus Familien mit alten 
Menschen und sehr kleinen Kindern und nur etwa 15% Per­
sonen im arbeitsfähigen Alter bestanden. So ist es nicht ver­
wunderlich, dass in einer Aufstellung der amerikanischen 
Militärver\valtung über die 15 größten Industriebetriebe des 
Landkreises, erstell t am 18. November 1948, nur zwei Flücht­
lingsunternehmen genannt sind.3 Für die Stadt Fürstenfeld­
bruck wurde in der Liste genannt die Firma Gebrüder Bra­
meshuber (Wachs, Kerzen mit 30 Angestellten), A. Kohl 
(Textilwaren mit 60 H eimarbeitern), Fischer und Stranski 
(sudetendeutsches Unternehmen für Knöpfe und Glasorna­
mente mit 75 H eimarbeitsplätzen), H. Haury (Zweigstelle 
einer chemischen Fabrik aus München, 30 Arbeitsplätze) und 
Hans Lader (Landmaschinenbau, 35 Angestellte). 
Heute haben 37 063 Menschen in den Landkreisgemeinden 
eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit (davon 10 607 in 
der Stadt Fürstenfeldbruck) gefunden. Die Landwirtschaft hat 
darin einen Anteil von 1,25 % (in der Stadt 0,5%), der sekun­
däre Sektor mit 29,6 % (Stadt 26,8 %) und die Dienstleistun­
gen des tertiären Sektors mit 69,1 % (Stadt 72,7 %).3' 
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Prof. Dr. Klaus Wollenberg, Flurstraße 1 1, 82256 Fürstenfeldbruck 

Beobachtungen z ur Entwicklung Fürstenfeldbrucks tn den Jahrzehnten 
nach der Stadterhebung 

Vo11 Marti11 Kornacher 

Die Erhebung von Fürstenfeldbruck 1935 zur Stadt war auch 
eine Folge der infrastrukturellen und baulichen Entwicklung 
in den vorhergehenden Jahrzehnten. Dieser Beitrag soll ver­
suchen, in erster Linie die vorliegenden Bild- und Plandoku­
mente aus der Sicht eines Architekten und Stadtplaners zu 
interpretieren. 

Vorgescliiclite 

Schon in der Prinzregentenzeit von 1886 bis 1912 geschah 
im Zuge der allgemeinen Modernisierung der öffentlichen 
Infrastrukturen auch in Fürstenfeldbruck einiges. Neben dem 
Einsatz neuer technischer Mittel wurde zu dieser Zeit der 
Bau oder die Modernisierung öffentlicher Gebäude als Kerne 
der weiteren Entwicklung betrachtet.Ab 1892 versorgten die 

»Überlandwerke<• die Einwohner mit Strom, 1908 wurde das 
Alte Rathaus umgestaltet und 1910 der Schlachthof auf der 
Lände errichtet. Der Name •>Überlandwerke« bringt übrigens 
die entscheidende technische Neuerung des Oskar von Mil­
ler zum Ausdruck, nämlich die Möglichkeit, elektrische Ener­
gie vom Ort der Produktion in Schöngeising »über Land« in 
den Markt Fürstenfeldbruck zu transportieren. Nach dem 
Ersten Weltkrieg ging die begonnene Entwicklung Fürsten­
feldbrucks weiter. So wurde im Jahr 1927 die Hauptstraße 
erstmals geteert und damit staubfrei gemacht. Im ehemaligen 
Kloster Fürstenfeld ließ sich im Jahr 1924 die Polizeischule 
nieder und gab damit der Stadt als Ausbildungsstandort eine 
neue Bedeutung. 
Die Entwicklung gerade auch der technischen Infrastruktu-
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